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Sti mmeund Schramme
(RK) − Der Escher I nfoladen "Schréi bs" dürfte woxx−LeserI n-
nen ei n Begriff sei n. Vor allemauf der Citizen−Seitei nformier-
ten wir über Veranstaltungen und ließen Personen aus dem
Umfel d desI nfoladens zu Wort kommen. Den Kern bil det ei ne
Gruppe engagierter Jugendlicher, die nach "Alternativen" su-
chen, sowohl i ni hrer eigenen Lebensweise als auch auf politi-
scher Ebene.
Unter dem Namen "Queesch" lanciert der I nfoladen dem-
nächst ei ne ei gene Zeitung. Hauptthemen der Null−Nummer
si nd: Frieden, soziale Bewegungen, Drogen sowie Kli ma und
Verkehr. Bemerkenswert si nd ei n veganes Kochrezept und ei n
Aufruf zur Zwangsausweisung aller EscherI nnen (;−).
Woxx und"Queesch" verfol gen ähnliche Ziele, wenn auch mit
anderen Mittel n. Deshal b ist es uns wichti g, dieses Projekt
vorzustellen und Formen der Zusammenarbeit zu suchen. Ne-
benstehend veröffentlichen wir ei nen i n der "Queesch" er-
schei nenden Artikel zum Thema Weltfrieden. Zusätzlich ist
dieser woxx−Ausgabe ei n Poster/I nformationsblatt desI nfola-
dens"Schréibs" bei gelegt. Wir wünschen unserenjungen Kol-
legI nnen viel Erfol g!

GLOBALIZE RESISTANCE

2001: A War OdysseyUmdie Lageder Welt
nach dem11. September
und die Konsequenzenfür
diesozialen Bewegungen

geht esin diesem
Beitrag, der zeitgleichin

der woxxundin der
"Queesch" erscheint.

"Nachdem11. Septemberist
nichts mehrso wie es war."
Diese Aussage haben wir

dieletzten Monatei mmer wie-
der in den Medien, in den De-
batten und Aussagen von Mi-
nistern und anderen Politi-
kern gehört. Eine Floskel, die
einemmal einfachsoals "Tat-
sache" entgegengestellt wird.
Grund genug für uns zu fra-
gen, was hat sich denn wirk-
lichgeändert, wiegenausieht
diese neue Zeit, die angebro-
chenseinsoll, aus?
Dochfragen wir uns zuerst,

welche Zeitspanne zu Ende
geht. Die Zeitspannevon1989
(Fall der Berliner Mauer) bis
zum11. September 2001 war,
in der Hauptsache, gekenn-
zeichnet durch eine Homoge-
nisierung (Vereinheitlichung)
der Welt. Ein Gesellschafts-
modell − der Kapitalismus −
wurde in einer weltweiten
ideologischen Offensive,
nicht nur als Bestes, sondern
ebenfalls als einzigreal mögli-
ches, präsentiert. Die Regulie-
rungsapparate der Wirtschaft
(Weltbank, IMF, WTO) wurden
indieser Zeit zusehr einfluss-
reichen, doch nicht demokra-
tisch kontrollierbaren Appa-
raten ausgebaut (wer hatte
z.B. vor Seattle überhaupt
schon mal was von der WTO
gehört?). Trotz alledem muss
man die Zeitspanne zwischen
1989 und 2001 auch als eine
Zelebration des Rechtsstaa-
tes, der bürgerlichen Demo-
kratie ("alle vier Jahre ein
Kreuzchen malen") sowie der
Gleichheit vor demGesetz se-
hen. Diktaturen wie die in
Südafrika und in Südamerika
wurden durch, wenn auch
schwache, Demokratien er-
setzt.

Kri minalisierung
sozialer Bewegungen
Doch gerade diese Freihei-

ten werden heute mehr oder
weniger offenangegriffen, ein-
geschränkt, abgeschafft. Die-
se Entwicklung zeigt sich

wohl am krassesten in den
USA. Es scheint, als ob die
amerikanische Rechtsregie-
runggeradeauf diesenAugen-
blick gewartet hätte umeine
Politik durchzusetzen, die
noch vor sieben Monaten po-
litisch nicht durchsetzbar ge-
wesen wäre. Nicht weniger als
1.200 Ausländer (meist Musli-
me) wurden in den USAfest-
genommen, nochheutesitzen
mehr als 600inIsolationshaft,
ohne Beweise, ohne Recht auf
VerteidigungdurchAnwälte.
In Europaist eine ähnliche

Entwicklung festzustellen.
Das vonder EUverabschiede-
te Anti−Terror−Gesetz setzt po-
litische Bestrebungen, "visant
à menacer et à porter grave-
ment atteinteouàdétruireles
structures politiques, écono-
miques et sociales d'unpays",
mit Terrorismus gleich. Jegli-
che Linkspartei, Gewerk-
schaftsorganisation, feminis-
tische, pazifistische und anti-
nukleare Bewegung fällt in
dieseKategorie. Jeglicher Ver-
such kritischer Auseinander-
setzung, Sit−ins, unangemel-
dete Demos, Reclai m−the−
Street−Aktionen oder andere
Formen zivilen Ungehorsams,
könntentheoretisch mit 2 bis
20Jahren Gefängnis geahndet
werden.
Natürlich wird diese Ge-

setzgebung heute noch nicht
angewendet; sonst müsste
wahrscheinlich auch "Jugend
fir Fridden a Gerechtegkeet"
schon im Untergrund arbei-
ten. Dies heißt jedoch nicht,
dassin Momenten politischer
Auseinandersetzung mit Zu-
spitzung sozialer Konflikte
(Streiks, Sit−ins) diese nicht
benutzt werden könnte; eine
etwaige rechtsextreme Regie-
rung (siehe Italien, Öster-
reich) könnte diese ge-
brauchsfertigen rechtlichen
Repressionswerkzeuge ohne
weiteres einsetzen

Islamischer
Fundamentalismus
Unter den Kriegsgegnern

gabes einige, die eine Nieder-
lage der USA, ähnlich wie die
der Sowjetunionin den80ern,
prohezeiten. Sokamdieplötz-
liche Niederlage des Taliban-
regi mes für viele recht uner-
wartet. Doch diese war keine
militärische. Die durch und
durchkorruptenAnführer der
Talibanregi mente wurden
nicht mit Waffengewalt be-
zwungen, sondern mit safti-
gen Schmiergeldern zumEin-
lenken gebracht. Die alten
afghanischen Talibankämpfer,
Kriegsverbrecher und Mör-
der, habensichheutefast alle
wieder in ihren alten Hei mat-
dörfernhäuslicheingerichtet.
Dochdas PhänomendesIs-

lamismus, des fundamentalis-
tischen Islam, bleibt. Auch
nach dem11. September hat-
te es nicht den Anschein, als
ob die Politik auf diese Frage
ehrlich nach Antworten su-
chen würde. Dabei ist Funda-
mentalismus für Millionen
von Musli men eine Art
Schutzreaktion auf die Kolo-
nialisierung ihrer Länder, ob
durch Israel, BP oder Exxon.

Vielen dieser Menschen er-
scheint derislamischeFunda-
mentalismus als einziges Mit-
tel zur Wahrungihrer kulturel-
len Identität und gegen die
Ausbeutung der lokalen Res-
sourcen durch fremde Fir-
men. Das Tragische dabei ist,
dass sie durch diese Einstel-
lung gerade den Rattenfän-
gern in die Arme laufen,
denen wenig am Glück der
Menschen liegt. I m Rahmen
theokratischer (auf Religion
aufbauender) Staaten ver-
schaffensich dielokalen Reli-
gionsführer Macht und Geld,
die sie durch extreme Unter-
drückung der Menschen (be-
sonders der Frauen) abzusi-
chernversuchen.
Dies zeigt eindeutig, dass

die durch den Kapitalismus
hervorgerufenen Probleme
fundamentalistische, nationa-
listische und faschistische
Tendenzenauf den Planrufen
können (siehe Aufkommen
des Faschismus im Deutsch-
land der 30er Jahre), die wir
mit allen Mitteln bekämpfen
müssen − indem wir für eine
Globalisierungdes Widerstan-
des eintreten und konkret
nach Gesellschaftsalternati-
ven außerhalb des Kapitalis-
mus suchen.

Die EUzieht in den
Krieg
Die Aussage, Krieg sei

nichts weiter als "die Fortset-
zung der Politik mit anderen
Mitteln", scheint wieder für
einen Großteil der Bevölke-
rung tragbar zu sein. Galt
früher der Konsens, militäri-
sche Aktionennuri mRahmen
der Uno (die ebenfalls alles
andere als ein Musterbeispiel
an Demokratie und Gleichbe-
rechtigungist) durchzuführen
oderihnen wenigstens diesen
Anschein zu geben, so war
der Afghanistankrieg eine Ak-
tionder USA. Schoneinige Ta-
ge nach den Anschlägen auf
NewYork und Washington er-

klärten die USA einen Krieg
gegen Unbekannt.
Da die EU aber spätestens

seit der Schaffung der euro-
päischenEingreiftruppeeben-
falls Anspruch auf militäri-
scheInterventionen, auchoh-
ne die USA, angekündigt hat,
überschlug sie sich mit Flos-
keln von "uneingeschränkter
Solidarität mit den USA", sah
die gesamte westliche Zivili-
sation in Gefahr, kurz, wollte
an der Seite der Vereinigten
Staaten am Abenteuer Krieg
teilnehmen. Nach der Einfüh-
rung der Einheitswährung Eu-
ro, meldete die EU ebenfalls
Anspruch auf eine tragende
Rolle als weltweite militäri-
sche Supermacht an. Nicht
zuletzt wegen der enormen
Ölreserven in Afghanistan

und der geopolitisch wichti-
gen Lage, rücken heute eu-
ropäische Panzerin Afghanis-
tan ein. Die EU hat halt, als
treibende Kraft der Globali-
sierung, auch spezifische In-
teressen, die sie versucht
durchzusetzen − wenn's sein
muss mit Waffengewalt. Diese
bittere Erkenntnis des Afgha-
nistankrieges muss sich auch
in einer erweiterten Kritik an
der Kriegspolitik widerspie-
geln. Für die europäische pa-
zifistische Bewegung bedeu-
tet dies: verschärfte Kritik an
der Kriegspolitik des eigenen
Landes und eine (teilweise)
Abkehr vom Mythos der "bö-
sen" USAundder"guten" EU.

BernardThomas

Für Abrüstung

Füreinen gerechten
FriedenzwischenIsraël
undPalästina

Kriegist kein Mittel zur
Konfliktlösung

DieFriddensinititiativruft auf
zueiner Demonstration
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